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«Das komplexeste Regelwerk»
Die globale Mindeststeuer für Konzerne dreht sich um Steuergerechtigkeit, Standortattraktivität und die Verteilung

zusätzlicher Einnahmen. Ein Expertenblick auf die Vorlage, über die am 18. Juni abgestimmt wird.

Adrian Sulzer

Am 18. Juni 2023 stimmt das Schwei-
zer Stimmvolk über eine Verfassungs-
bestimmung zur Einführung der
OECD/G20-Mindeststeuer ab. Ab
2024 sollen Gewinne von internatio-
nalenUnternehmenmit einemJahres-
umsatz ab 750 Millionen Schweizer
Frankenmitmindestens 15Prozentbe-
steuertwerden.DiebeidenProfessoren
Peter Hongler und Christian Keusch-
niggbeurteilendieVorlageaus steuer-
rechtlicher und volkswirtschaftlicher
Sicht.

Wie sehen Sie die multilateralen
Bestrebungen zur globalen Mindest-
besteuerung von Grossunter-
nehmen?
Peter Hongler (PH): Ich sehe keineNot-
wendigkeit für eine globale Mindest-
steuer.DieStaatenhabenbereitsunter-
schiedliche Möglichkeiten, aggressive
Steuerplanung von multinationalen
Unternehmen zu bekämpfen. Zudem
muss der Entscheid über dieHöhe der
Steuerlast dem Souverän überlassen
werden. Der Vorschlag der OECD
hebelt dieses Recht der Staaten aus.

Christian Keuschnigg (CK): Die Steuer-
initiative ist im Interesse von Hoch-
steuerländernund jenen, indenenMul-
tis grosseUmsätzeerzielen, aberkeinen
Steuersitzhaben.Siekönnensichhöhe-
re Anteile am Steuersubstrat der Kon-
zerne sichern. Die Schweiz beheimatet
überdurchschnittlichvieleMultisund ist
negativ betroffen, denn ihr steuerlicher
Standortvorteil wird beeinträchtigt.

Wie lautet Ihre Prognose zum Aus-
gang der Abstimmung?
CK:Steuer- undstandortrelevanteVor-
lagen hatten es zuletzt oft schwer. Ich
denke aber, dass das Stimmvolk in der
VorlageeinengutenKompromiss sieht
und sie annehmenwird.

PH: Ich gehe auch davon aus, dass die
Vorlage angenommen wird, zumal es
nur um die Schaffung der Rahmenbe-
dingungengeht.ObdieMindeststeuer
tatsächlichkommt, istweiterhinunklar.

Was würde im Fall eines Neins
passieren?
PH: Entweder entwirft der Bund eine

neue konsensfähige Vorlage oder die
Kantoneeinigen sich imRahmeneines
Konkordats oder einer ähnlichen Ver-
einbarung und führen die Mindest-
steuer ohne Einbezug des Bundes ein.
So oder so dürfte sich die Einführung
verzögern.

CK: Eine weitere Konsequenz wäre,
dass andere Länder Gewinne, die in
derSchweizmitweniger als 15Prozent
besteuert werden, mit einer Ergän-
zungssteuer belasten dürfen. Damit
fällt der steuerliche Wettbewerbsvor-
teil weg, denn die betroffenen Multis
müssen die Mindeststeuer auf alle
Fälle zahlen. Die Ergänzungssteuer
flösse dann in ausländische Staats-
kassen, statt zur Finanzierung der
Staatsausgabenhierzulandebeizutra-
gen. Zudem würde die Schweiz im
Auslandalsunkooperativwahrgenom-
menwerden.

Gibt es auch Risiken bei einem Ja?
CK:GrosseRisiken sehe ichnicht.Eine
wichtige Frage ist aber, ob die zusätz-
lichenSteuereinnahmenklug verwen-
det werden. Wenn der Steuervorteil
wegfällt,mussman sich fragen, durch
welche anderen Vorteile die Schweiz
für die grossen Zugpferde der Wirt-
schaft attraktiv bleibt. Da wäre es
sinnvoll,mit denMehreinnahmenent-
sprechende Massnahmen wie etwa
Innovationsförderung zu finanzieren.

PH: Die vorgeschlagene Verfassungs-
bestimmung wird vermutlich zu einer
Zentralisierung bei der Erhebung der
Gewinnsteuer führen und die entspre-
chende Kompetenz der Kantone wird
eingeschränkt.

Was sind die Herausforderungen
bei der gesetzlichen Umsetzung,
für die sich der Bundesrat bis zu
sechs Jahre Zeit lassen will?
PH:Esgibt unzählige steuertechnische
Fragen, die geklärtwerdenmüssen. So
zumBeispieldieAusgestaltungdesVer-
fahrensrechts. Welche Behörde muss
zu welchem Zeitpunkt welche Unter-
lagen erhalten? Oder strafrechtliche
Bestimmungen:Was passiert bei Fehl-
deklarationen? Auch das Vorgehen bei
Doppelbesteuerung ist unklar.Wasge-
schieht etwa,wennzwei Staatenunter-
schiedlicherAuffassung sind?DieMin-

deststeuer verstösst zudem gegen völ-
kerrechtliche Verpflichtungen der
Schweiz wie die bestehenden Doppel-
besteuerungsabkommen. Die globale
Mindeststeuer ist dasbeiweitemkom-
plexeste steuerlicheRegelwerk, das ich
je gesehen habe. Umso schwieriger ist
dessen Überführung ins Schweizer
Recht.

CK: Ja, die Steuermaterie ist sehr kom-
pliziert. Die zentraleHerausforderung
wird sein,Rechtssicherheit zu schaffen,
Umgehungsmöglichkeiten zu verhin-
dernunddenbürokratischenAufwand
für die betroffenen Unternehmen ge-
ring zu halten.

Welche Fragen stellen sich den
Kantonen bei der Umsetzung?
PH: Die Kantone haben eigene Mög-
lichkeiten, steuerlicheAnreizezuschaf-
fen. SolcheMassnahmen hätten unter
der globalenMindeststeuer keineWir-
kung mehr, weil sie zu einer Unterbe-
steuerung führen.DieKantonewerden
alsoklärenmüssen,obsieandereMass-
nahmen ergreifen, um als Standort
attraktiv zu bleiben.

CK: Gefordert sind vor allem steuer-
günstige Kantone, die viele Multis be-
heimaten.Die anderenKantonehaben
weniger unmittelbaren Handlungs-
druck.

Welche Wirkung hätte die Annahme
der Vorlage auf den interkantonalen
Steuerwettbewerb?
CK: Wenn überhaupt, wird es diesen
eherentschärfen.Aberdeshalbhörtder
Wettbewerb unter den Kantonen um
diebestenLebens-undStandortbedin-
gungennicht auf. Siewerdenvermehrt
an anderen Hebeln drehen, wie gerin-
gere Einkommenssteuern, schlanke
Bürokratie und attraktive Leistungen
für das Personal.

PH:Das ist eine schwierige Frage und
mir ist vieles noch unklar. Es ist zu be-
rücksichtigen, dass die globale Min-
deststeuer ein sogenanntes «jurisdic-
tional blending» verlangt. Das heisst,
für die Frage, ob eine Unterbesteue-
rung unter 15 Prozent vorliegt, werden
dieErgebnisseallerGesellschaftenund
BetriebsstätteneinesUnternehmens in
der Schweiz zusammengezählt. Für
jene, die sowohl in einem Hoch- als
auch ineinemTiefsteuerkantonansäs-
sig sind, bedeutet dies, dass allenfalls
gewisse interkantonale Verschiebun-
gen sinnvoll sind. Kommt hinzu, dass
unterder globalenMindeststeuer auch
die latenten Steuern berücksichtigt
werden.AlsokünftigeSteuernaufnicht
realisierten stillen Reserven.
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Wissenschaftliche
Politikberatung

Forschende der HSG beraten immer
wieder Bund, Kantone und Gemeinden
sowie deren Organe in politischen Fra-
gen. Peter Hongler berät aktuell mehre-
re Kantone im Hinblick auf die OECD/
G20-Mindeststeuer und Christian
Keuschnigg war Mitglied der von Bun-
desrat Ueli Maurer einberufenen Exper-
tengruppe Steuerstandort Schweiz. Im
Zentrum solcher Aufträge stehen in der
Regel wirtschaftliche, rechtliche oder
sozialwissenschaftliche Fragen.

2021
Studienstart in
Computer Science
Mit der Eröffnung der School of Computer
Science halten an der HSG die Ingenieur-
wissenschaften Einzug. 2021 startet der
erste Masterstudiengang in Computer
Science, ein Jahr darauf der Bachelorstu-
diengang.

DieAbstimmung zurOECD/G20-Mindeststeuer entscheidet über ein umfangreiches
steuerliches Regelwerk. Bild: PD

Gründung der School
of Medicine
Gründung der School of Medicine und Start
des Kooperationsprojekts «Joint Medical
Master». Das Studium verbindet die Stärken
der Universitäten St.Gallen (Management) und
Zürich (Humanmedizin), um Studierende auf
den modernen Arztberuf vorzubereiten.

2020

Eröffnung des Square
Der vollständig durch Spenden finanzier-
te Square wird eröffnet, das Experimen-
tierfeld für innovative Arten des Lernens
und Lehrens. Die Pläne stammen vom
renommierten japanischen Architekten
Sou Fujimoto.
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